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IM SCHWEIZER EXIL

Trotz Verbot politisch aktiv
Um der Gewalt zu entkommen, verliessen Tausende Chilen:innen ihr Land. Manche von ihnen gelangten in die Schweiz.  

Hier sahen die Bürgerlichen in den links politisierten Geflüchteten eine subversive Bedrohung. 
VON URSINA WEILER

Die damals 29-jährige chilenische Dissiden-
tin musste nicht zweimal überlegen, als sie 
auf der Arbeit einen Anruf erhielt: «Es war die 
humanitäre Organisation, die ich nach meiner 
Entlassung aus dem Gefängnis um Hilfe gebe-
ten hatte», erzählt sie heute. Man habe ihr mit-
geteilt, dass zwei Visa für die Schweiz für sie 
verfügbar seien.

Sie sagte sofort zu – und verliess Chile, so 
wie Tausende weitere Oppositionelle, nachdem 
vor fünfzig Jahren General Augusto Pinochet 
gegen den demokratisch gewählten sozia-
listischen Präsidenten Salvador Allende ge-
putscht hatte. So wie alle Chi len:in nen, die hier 
zu Wort kommen, viele von ihnen bis heute po-
litisch aktiv, möchte auch sie anonym bleiben.

Freie Plätze
In der Schweiz fürchtete man sich damals vor 
kommunistischem Einfluss durch die lin-
ken Chi len:in nen. Ein Kontingent für gerade 
einmal 250  Geflüchtete vergab der Bundes-
rat – erst Ende Jahr und erst auf Betreiben des 
Flüchtlings hochkommissariats der Vereinten 
Nationen.

Andererseits mobilisierte der Putsch die 
Schweizer Bewegung: Als Reaktion auf die 
abweisende Haltung der Regierung initiierte 
Cornelius Koch, der als «Flüchtlingskaplan» 
bekannt gewordene Priester, eine Kampagne, 
um kostenlose Unterkünfte für chilenische 
Geflüchtete zu organisieren. So gelang es, 
3000  Schlafplätze in Privathaushalten bereit-
zustellen und damit zu beweisen, dass  – im 
Gegensatz zur Position der offiziellen Schweiz – 
genug Platz da war, um Geflüchtete aufzuneh-
men. Die zivilgesellschaftliche Solidaritäts-
bewegung nannte sich «Freiplatz aktion», sie 
ist bis heute aktiv.

Der Druck, den sie mit ihrer Aktion 
auf den Bundesrat ausübte, zeigte Wirkung. 
In  einer nächtlichen Sondersitzung im Ja-
nuar  1974 beschloss dieser, die Einreise von 
chilenischen Geflüchteten zu tolerieren. Er un-
terstellte sie aber einer Visumspflicht. Eine bü-
rokratische Hürde, die vielen oppositionellen 
Chi len:in nen die Einreise verunmöglichte. Le-
diglich ein Bruchteil der politisch verfolgten 
Opposition hatte in der Militärdiktatur die 
Möglichkeit, ein Visum zu beantragen.

Die Freiplatzaktion organisierte deshalb 
eine Fluchtroute von Santiago de Chile über 
Buenos Aires und Mailand in die Schweiz, die 
es zwischen 2000 und 3000  Geflüchteten er-
möglichte, auch ohne Visum in die Schweiz zu 
gelangen.

Einer von ihnen war Vorsitzender einer 
Regionalsektion der Sozialistischen Partei 

Chile. Nachdem er seine Gefängnisstrafe in 
Chile abgesessen hatte, verweigerten ihm die 
chilenischen Behörden seinen Pass. Er musste 
das Land ohne Papiere verlassen, ein Visum 
stand ausser Frage. Aber es gelang ihm, via 
Brasilien nach Italien zu reisen. «Mit dem Auto 
fuhren wir in ein Dorf in Norditalien nahe der 
Schweizer Grenze», erinnert sich der heute 
82-Jährige. Solidarische Schwei zer:in nen or-
ganisierten dann von dort aus die klandestine 
Reise über die Grenze.

Mit der niedrigen Aufnahmebereit-
schaft gegenüber linken Chi len:in nen und der 
bereitwilligen Erteilung von Asyl für Geflüch-
tete aus Ostblockländern verortete sich die 
«neutrale» Schweiz im Kalten Krieg an der Sei-
te der Westmächte. Nach dem Prager Frühling 
im Jahr 1968 bekamen rund 12 000 Tsche cho-
slo wak:in nen hier Asyl. In den Folgejahren des 
Putschs fanden dagegen insgesamt nur unge-
fähr 1600  chilenische Dis si dent:in nen in der 
Schweiz Zuflucht.

Bloss nicht agitieren
Der Schweizer Staat zierte sich nicht nur in Be-
zug auf die Asylvergabe für die chilenischen 
Geflüchteten. Er drängte sie auch hier in die 
Unsichtbarkeit. Rechtliche Grundlage dafür 
war das damals für Aus län der:in nen geltende 
«Agi ta tions verbot». «Schliesslich machen wir 
Sie dar auf aufmerksam, dass Ihnen in der 
Schweiz und von der Schweiz aus grundsätz-
lich jede politische Betätigung untersagt ist», 
heisst es in einem positiven Asylentscheid von 
damals, der der WOZ vorliegt.

Linke Subversion sollte um jeden Preis 
verhindert werden, wie auch das Beispiel 
 einer dissidenten Geflüchteten zeigt, die bald 
nach ihrer Ankunft in der Schweiz gemein-
sam mit ihrem Mann auf den Polizeiposten 
gebracht wurde. Beim Verhör sei sie während 
ungefähr zwei Stunden über ihre politischen 
Aktivitäten in Chile befragt worden, erin-
nert sie sich: «Ich wusste nicht, ob man sagen 
sollte, dass man in Chile politisch aktiv gewe-
sen war oder nicht.»  

Über das, was sie in Chile erlebt hatte, 
sei sie dagegen überhaupt nicht befragt wor-
den. Sie war damals erst 29  Jahre alt. Dass 
sie und ihr Ehemann im Gefängnis gewesen 
seien und sie dort monatelang Foltern erlitten 
hätten, habe die Beamten nicht interessiert, 
sagt sie heute. «Meinem Ehemann hatte die 
Folter stark zugesetzt, ihm ging es vor allem 
psychisch nicht gut.» Ärztliche oder psy chia-
tri sche Behandlung sei ihm nicht ermöglicht 
worden. Wichtiger sei der Polizei gewesen, ob 
die beiden für die Sowjetunion als Spion:in nen 

gearbeitet hätten. «Ich konnte es nicht fassen, 
dass man uns solche Fragen stellte.»

Hinzu kam die Überwachung vieler 
Exil chilen:in nen. «An unsere Solidaritätsfeste 
kamen manchmal auch Polizisten, zivil ge-
kleidet», erzählt ein anderer chilenischer Ge-
flüchteter. «Wir täuschten jeweils vor, sie nicht 
zu bemerken», sagt er und lacht, als er erzählt, 
wie die oftmals jungen Zivil poli zist:in nen 
nichts ahnend an den Festlichkeiten teilnah-
men und mit den gleichaltrigen Chi len:in-
nen tanzten. «Die Polizisten redeten mit uns, 
fragten uns aus, und wir spielten mit.»

Der Putsch hatte in der Schweiz eine 
breite und starke Solidaritätswelle ausge-
löst. In den Tagen danach nahmen Tausen-
de von Menschen an heterogenen Solidari-
tätsdemonstrationen teil: Mitglieder linker 
Parteien, Gewerkschafterinne n, Studenten, 
Christinnen und Linksradikale. Letztere grif-
fen in Zürich das US-Konsulat an und liessen 
sogar bei der Zürcher Filiale der Firma Inter-
national T    ele phon    e  & Telegraph eine Bombe 
explodieren, weil sie beide Institutionen der 
Komplizenschaft mit dem Putsch in Chile 
bezichtigte n.

Schon während Allendes Amtszeit 
hatte sich in der Schweiz eine Solidaritäts-
bewegung mit dessen Wahlbündnis, der 
Unidad Popular, geformt. In den Tagen nach 
dem Putsch entstanden bald zahlreiche wei-
tere Chile-Solidaritätskomitees. Sowohl die 
schweizerische parlamentarische Linke als 
auch sozialistische und kommunistische süd-
europäische Exilparteien schlossen sich in 
den «Associations de soutien à la résistance 
chilienne» zusammen.

Bührle-Waffen für Pinochet
Auch Kräfte der revolutionären Linken grün-
deten in verschiedenen Schweizer Städten Chi-
le-Komitees. Sie kritisierten Schweizer Unter-
nehmen, die ihre wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mit Chile während der Regierungszeit 
der Unidad Popular aus politischen Gründen 
reduziert hatten. Und deckten auf, dass bei-
spielsweise die Schweizer Firma Bührle Waf-
fenlieferungen an Chile unter Pinochet tätigte, 
womit sie die Diktatur direkt unterstützte.

Und trotz der Repression vonseiten der 
Schweizer Behörden fanden auch chilenische 
Ak tivist:in nen Wege, ihre politischen Tätig-
keiten im Exil wieder aufzunehmen. Dafür 
reorganisierten sich viele in ihrer jeweiligen 
chilenischen Exilpartei. Weil sie wegen des 
Agitationsverbots nicht öffentlich in Er-
scheinung treten durften, beteiligten sich 
ihre Mitglieder zusätzlich in den von Schwei-

zer:in nen angeführten Chile-Solidaritäts-
komitees.

«Wir gingen in die Komitees, um mit 
den Schweizern zusammenzuarbeiten», sagt 
einer von ihnen. «Sie waren es, die mit den Be-
hörden Kontakt hatten und sich um die Bewil-
ligungen für Solidaritätsfeste und -demons-
trationen kümmerten.» Heute bewerten viele 
chilenische Ak tivist:in nen die Zusammenar-
beit mit ihren schweizerischen Ge noss:in nen 
positiv.

Zusätzlich zu den Komitees und den 
chilenischen Exilparteien organisierten sich 
Geflüchtete ausserdem in migrantischen Netz-
werken  – ohne Schwei zer:in nen, von denen 
sich auch manche viktimisiert fühlten. Die 
Solidaritätsbewegung gegen Pinochets Putsch 
war international: Auch viele spanische Exi-
lierte engagierten sich darin und zeigten Par-
allelen zwischen Francos Putsch im Jahr 1936 
und jenem von Pinochet auf.

Chile, Spanien, Griechenland!
Zudem schlossen sich viele in der Schweiz 
wohnhafte italienische Anti faschist:in nen den 
Chile-Solidaritäts strukturen an. Und eine auf 
den 15. September 1973 angesetzte antifaschi-
stische Demonstration in Genf gegen das auto-
ritäre Kolonialregime Portugals verschmolz 
mit Protesten gegen den chilenischen Putsch.

Die Bewegung profitierte von den Er-
fahrungen bereits länger im Schweizer Exil 
lebender antifaschistischer Akti vist:in nen. 
Eine wichtige Parole der ersten schweizweiten 
Demonstration der Chile-Komitees lautete: 
«Chile, Spanien, Griechenland: Unterstützt 
den Widerstand!» Die antifaschistische Ver-
netzung stellte eine transnationale Identität 
zwischen den Exilierten aus den Diktaturen in 
Südeuropa und jener in Chile her.

Und obwohl die Chile-Solidaritätsbe-
wegung spezifisch auf dieses Land fokussier-
te, wurden die Geschehnisse in Chile oftmals 
im lateinamerikanischen Kontext analysiert. 
«Alles war abhängig davon, was in ganz La-
teinamerika passierte, nicht nur in Chile», 
erklärt ein chilenischer Exilierter. Er und 
seine Ge noss:in nen nahmen an anti imperia-
lis ti schen Solidaritätsaktionen für die Bevöl-
kerung anderer lateinamerikanischer Länder 
teil – so unterstützte man sich gegenseitig. «In 
ganz Lateinamerika gab es Probleme. Überall 
gab es Diktaturen und Verschwundene. Ver-
eint konnten wir mehr erreiche n.»

Ursina Weiler ist Historikerin. Zuletzt forschte 
sie im Rahmen ihrer Masterarbeit an der 
Universität Zürich zu chilenischer Exilpolitik in 
der Schweiz in den 1970er und 1980er Jahren.
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